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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
 
Ihr Schreiben vom 25. April 2013 haben wir dankend erhalten. Für die Möglichkeit zur Abgabe einer 
Stellungnahme bedanken wir uns und führen hierzu wie folgt aus:  

Grundsätzliche Erwägungen: 

Der VDP Verband Deutscher Privatschulen NRW e.V. begrüßt grundsätzlich die mit der Änderung des 
Schulgesetzes beabsichtigte Einführung eines inklusiven Schulsystems.  
 
Aufgabe unserer Gesellschaft im Allgemeinen und des Bildungssystems im Speziellen ist es, allen 
Kindern und Jugendlichen eine Chance auf Teilhabe am politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Leben zu ermöglichen. Dabei hat jedes Kind ein Recht auf adäquate und individuelle Förderung und 
Unterstützung zur Bewältigung seiner individuell unterschiedlichen Bedarfs- und Problemlagen. Alle 
Kinder, ob mit oder ohne Behinderung, sind eine Bereicherung für unsere Gesellschaft, die Teilhabe 
und Selbstverwirklichung als Werte eine wesentliche Bedeutung beimisst. 

Schulen in freier Trägerschaft belegen seit Jahren mit Erfolg, dass Schüler mit festgestelltem Förder-
bedarf in inklusiven Schulformen zu schulischem Erfolg und damit gesellschaftlicher Teilhabe geführt 
werden können. Durch seine Mitwirkung am Gesprächskreis Inklusion hat der VDP NRW in den ver-
gangenen Jahren gezeigt, dass er an der verantwortungsvollen Aufgabe der Änderung unseres 
Schulsystems hin zu einem inklusiven Schulsystem, mitwirken möchte. 

Das Beispiel von Schulen in freier Trägerschaft, die teils seit Jahrzehnten inklusive Schulmodelle vor-
weisen, zeigt einmal mehr, dass diese als Bestandteil des öffentlich verantworteten Bildungswesens 
an der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe einer guten Bildung für alle einen maßgeblichen Beitrag 
leisten. Insofern unterstützt der VDP NRW grundsätzlich den mit dem vorgelegten Gesetzentwurf be-
absichtigten Willen zur Einführung eines inklusiven Schulsystems.  

Die Beispiele zeigen aber auch, dass Inklusion ohne ein besonderes Verständnis von den Voraus-
setzung für gemeinsamen Unterricht, zusätzliche Ressourcen und Kosten für Personal und 
Raumausstattung nicht erfolgreich gelingen kann. Nach Auffassung des VDP Verband Deutscher 
Privatschulen NRW e.V. bedarf es zur Implementierung eines inklusiven Schulsystems einiger grund-
legender Voraussetzungen. 

 
Düsseldorf, den 16.05.2013 
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Inklusiver Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung kommt eine besondere Stellung zu. 
Sie ist Ausdruck von Gleichberechtigung, Wertschätzung und Respekt. Inklusive Bildung hat aber 
auch dem Grundrecht auf Selbstbestimmung Rechnung zu tragen. Eltern und Kinder müssen die 
Möglichkeit haben, selbst zu entscheiden, welches Bildungsangebot für sie das Optimale ist. Sie müs-
sen zwischen unterschiedlichen Angeboten, Förderorten und Konzepten dasjenige auswählen kön-
nen, welches ihren individuellen Bedürfnissen, Vorstellungen und Wünschen am besten entspricht. 
 
Inklusive Bildung kann nur dann erfolgreich und zielführend verwirklicht werden, wenn es als eine 
grundlegende Leitlinie verstanden wird, die die individuelle, bedarfsgerechte Förderung jedes Kindes 
in den Mittelpunkt des pädagogischen Handels stellt. Vor diesem Hintergrund sind alle Bildungsein-
richtungen, unabhängig von ihrer Trägerschaft, in die Lage zu versetzen, diese Aufgabe erfüllen zu 
können. Hierzu ist es unter anderem notwendig, die Lehrerausbildung entsprechend den neuen An-
forderungen anzupassen. Angehenden Lehrkräften müssen zukünftig in ihrer Ausbildung auch son-
derpädagogische Elemente wie Teilhabediagnostik und Beratungskompetenzen vermittelt werden. 
 
Hinzu kommt die Notwendigkeit zu einem umfassenden Fort- und Weiterbildungsangebot für ausge-
bildete und im Dienst befindliche pädagogische Fachkräfte, neue didaktische (Lehr-)Materialen für den 
Unterricht zu entwickeln und bereitzustellen. Gleichzeitig müssen den Bildungseinrichtungen Konzep-
te und Ressourcen zugänglich gemacht werden, die den Übergang bis zur Vollendung der baulichen 
organisatorischen, personellen und konzeptionellen Neuausrichtung des Schulalltags ausgestalten. 
 
Die Kooperationen mit inner- und außerschulischen Kompetenzen und Professionen ist systematisch 
auszubauen. Ein Ansatz könnte hier das finnische Modell der „Schülerfürsorge“ sein. Zielsetzung der 
Schülerfürsorge ist es, das psychische, physische und soziale Wohlbefinden aller Schüler sicherzu-
stellen. Multiprofessionelle Schülerfürsorgeteams aus dem Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen 
sorgen innerhalb und außerhalb der Schule für die Planung und Umsetzung von Vorsorgeleistungen 
für einzelne Schüler und Schulen unter Einbeziehung der Schüler selbst und ihrer Eltern. 
 
Da in einem inklusiven Bildungswesen eine Vielzahl von Akteuren, Leistungs- und Kostenträgern aktiv 
sind, kommt der Festlegung von Verantwortlichkeiten und Verantwortungsstrukturen eine hohe Be-
deutung zu. In der Praxis muss weiterhin Verlässlichkeit und Transparenz der Zuständigkeiten für 
Schüler, Eltern, Schulen und Schulträger gewährleistet sein. Ferner sind die Schulen vor einer büro-
kratischen Überforderung zu schützen, die aus einer neuen, vielfältigeren Struktur von Leistungs- und 
Kostenträgern zur Finanzierung des Schulpersonals resultieren kann. Daher wird es erforderlich sein, 
für Schulen und Schulträger eine zentrale Anlaufstelle einzurichten. 
 
Die vorstehenden Erwägungen verdeutlichen u.E., welchen elementaren Umbruch die Festlegung des 
Regelschulsystems in ein inklusives Schulsystem bedeutet. Vor diesem Hintergrund überrascht die 
nun vorgelegte Eile im Anhörungsverfahren. Eine Frist zur Abgabe einer Stellungnahme von lediglich 
drei Wochen ist für diesen Gesetzentwurf viel zu kurz und der Bedeutung unangemessen.  
 
Auch die isolierte Herangehensweise an die Verordnung über die Mindestgrößen von Förderschulen 
(gerade mit Blick auf §132 b) Abs. 2 n.F.) ist nicht nachvollziehbar. Der Umbau des Regelschulsys-
tems zu einem inklusiven Schulsystem ist ein wichtiger Meilenstein in der Geschichte unseres Bil-
dungssystems, so dass eine Gesamtbetrachtung aller beabsichtigten Regelungen in diesem 
Normsetzungsprozess als „Paket“ sinnvoll gewesen wäre. Wir nehmen insofern Bezug auf unsere 
Stellungnahme zum Referentenentwurf zum 9. SchulrechtsänderungsG vom 31.10.2012. 
 
Mit der vorliegenden Stellungnahme gehen wir in erster Linie auf die gegenüber dem Referentenent-
wurf vorgenommenen Änderungen ein und nehmen im Übrigen auf unsere Stellungnahme vom 
31.10.2012 vollinhaltlich Bezug. 
 

Zu den Regelungen im Einzelnen: 

Art. 1. Nr. 1, Abs. 5 (§2) n.F. 

Wir begrüßen weiterhin den in Abs. 5 neu eingeführten Grundsatz, dass Schülerinnen und Schüler mit 
und ohne Behinderung in der Regel gemeinsam unterrichtet und erzogen werden. Der hierdurch ge-
regelte rechtliche Anspruch der Schülerinnen und Schüler auf eine inklusive Bildung in der Regelschu-



   

le wird nach unserer Auffassung gestärkt. Dass es einer besonderen Erwähnung bedarf, dass dies 
vorurteilsfrei geschieht, finden wir bemerkenswert. Für den VDP Verband Deutscher Privatschulen 
NRW e.V. - wie sicher für viele Teile der Gesellschaft und der beteiligten Verbände - ist dies selbst-
verständlich. 

Allerdings halten wir den Terminus „sonderpädagogische Unterstützung“ weiterhin für sehr schwach, 
da er dem tatsächlichen Bedarf an intensiver qualifizierter sonderpädagogischer Förderung nicht ge-
recht wird. Diese Wertung kann Auswirkungen auf die nachrangigen Normen haben, wenn es z.B. um 
zusätzlichen Raumbedarf oder sonstige zusätzliche Ressourcen für die betroffenen Schüler geht. 

Sehr hilfreich wäre statt dessen, wenn der Gesetzgeber eine Legaldefinition dessen, was er unter 
inklusiver Bildung versteht, vornehmen würde. Inklusion ist mehr als gemeinsamer Unterricht. Eine 
Begriffsbestimmung danach, was Inklusion im schulrechtlichen Sinne bedeuten soll, fehlt dem Ge-
setzentwurf leider vollständig. Dem VDP Verband Deutscher Privatschulen NRW e.V. ist bewusst, 
dass der Gesetzgeber hier vor einer Herausforderung steht und sieht das Bemühen um Umsetzung 
des Art. 24 UN-BRK. Wenn aber nun mit diesem Gesetzentwurf doch ein inklusives Schulsystem ge-
schaffen werden soll, so wäre eine Begriffsbestimmung hilfreich, insbesondere weil sie eine Leitlinie 
vorgeben würde und die Anwendungspraxis erleichtern würde.  

Bei der Umsetzung des inklusiven Unterrichts ist eine grundlegende Änderung bzw. Neuorganisation 
des Einsatzes von Lehrkräften notwendig. Hier sind im Einzelnen u.a. neue Arbeitszeitmodelle, Ar-
beitsstrukturen und Personalausstattungskonzepte mit entsprechend qualifiziertem Personal 
zu nennen. Darüber hinaus muss den umfassenden Qualifizierungsbedarfen der im Dienst befindli-
chen Lehrkräften Rechnung getragen werden. 
 
Dies zeigen auch die Beispiele, die das Ministerium für Schule und Weiterbildung als Beispiele gelun-
gener Inklusion in seiner parallel zum Anhörungsverfahren versandten DVD demonstriert hat. Sämtli-
che Beispiele belegen, dass es ohne multiprofessionelle Zusammenarbeit in den Schulen kaum 
gelingen kann, Unterstützung im Sinne des §2 Abs. 5 SchulG n.F. zu gewähren. Auch Sonderpäda-
gogische Lehrkräfte sind ein elementarer Bestandteil von inklusivem Unterricht und somit als 
fester Bestandteil in allen Bildungseinrichtungen zu verankern.  
 

§19 Abs. 5 n.F. 

Das hier eingeführte Antragsrecht der Eltern stärkt die Rechte der Eltern im Interesse des Kindes und 
wird damit dem Erziehungsrecht und -auftrag der Eltern gerecht. Wir begrüßen diese Regelung aus-
drücklich. Diese Regelung im Zusammenhang mit §132 b) Abs. 2 n.F. in einer Gesamtschau gelesen, 
lässt jedoch die Befürchtung entstehen, dass dieses Wahlrecht der Eltern leerlaufen könnte, zumal 
diese bei anstehenden Schließungen offensichtlich nicht gehört werden soll.  

 

§19 Abs. 7 n.F. 

Die geänderte Formulierung in §19 Abs. 7, wonach die Schule nunmehr „in der Regel“ nach drei Jah-
ren in der Schuleingangsphase einen Antrag für den Förderschwerpunkt Lernen stellen kann, begrü-
ßen wir sehr, zeigt der Gesetzgeber doch hier, dass er unsere Stellungnahme nicht nur zur Kenntnis 
genommen hat, sondern die Bedenken einer verspäteten Feststellung eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs teilt. Auch die Einfügung elternunabhängiger Antragstellung durch die Schule in §19 
Abs. 7 Ziff. 1. und 2. lässt annehmen, dass hier im Einzelfall auch schon vor dem Erreichen der 3. 
Klasse in der Primarstufe oder der 7. Klasse in der Sek. I im Bedarfsfalle sonderpädagogische Unter-
stützung gewährt werden kann. Es ist zu wünschen, dass von dieser Möglichkeit tatsächlich hinrei-
chend Gebrauch gemacht wird, um rechtzeitig wertvolle Optimierungspotenziale auszuschöpfen. 

 
 
 



   

§20 Abs. 1 – 7 n.F. 
 
In Anbetracht der anstehenden Änderungen im Bereich der Berufskollegs im Übergangssystem nach 
dem 10. SchulrechtsänderungsG, das demnächst dem Parlament vorgelegt werden soll, und der Tat-
sache, dass unsere Berufskollegs – und hier insbesondere die in der jüngeren Vergangenheit neu 
gegründeten Berufskollegs – einen Anstieg an Jugendlichen mit erheblichem Unterstützungsbedarf 
verzeichnen, regen wir dringend an, Berufskollegs auch weiterhin als Orte der Förderung zu be-
trachten und die Möglichkeit der Einrichtung von Förderklassen zu gewähren. 
 
Die Neuregelungen in §20 n.F. im Zusammenhang gelesen mit der Streichung des §37 Abs. 3 a.F. 
und der Überführung der betroffenen Schüler direkt an Einrichtungen der Jugendhilfe raus aus dem 
System Schule, lässt die Befürchtung aufkommen, dass der Inklusionsgedanke gerade an diesen 
Schülern vorbeigehen wird. Die Streichung des §37 Abs. 3 zur Schulpflichterfüllung ist hier sehr miss-
verständlich. Es mag sein, dass in der Vergangenheit eine Überweisung der betroffenen Schüler an 
Träger der Jugendhilfe nach SGB VIII bereits erfolgt ist, doch hier soll – so kann es zumindest ver-
standen werden – der Weg über die Förderschule, in der die Schulpflicht zu erfüllen ist, gerade nicht 
mehr erfolgen, und damit eben auch nicht mehr über die Förderberufskollegs. 
 
Hier wird dringend angeregt nachzubessern, da der Prozentsatz der betroffenen Jugendlichen 
nicht unerheblich ist und ein beträchtliches Potenzial für die Gefährdung des sozialen Frieden 
in unserer Gesellschaft besteht.  
 
In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, ob nicht als weitere Komponente für die Pla-
nung und den Fortgang der Bildungslaufbahn eines Kindes oder Jugendlichen mit Unterstützungsbe-
darf die Bildungsberatung ins Schulgesetz Eingang finden sollte. Sie sollte sich zuvorderst an den 
individuellen Bedarfslagen des Kindes bzw. Jugendlichen orientieren und den Wünschen von Kindern 
und Eltern Rechnung tragen. Bei der Beratung ist die hohe Bedeutung der vorschulischen und grund-
schulischen Bildung für den weiteren Bildungserfolg zu betonen. 
 
Im Interesse des freien Schulwesens würden wir uns wünschen, dass in Umsetzung des 9. Schul-
rechtsänderungsG dem Umstand Rechnung getragen würde, dass Schulen in freier Trägerschaft eine 
Vorreiterrolle im Bereich der Inklusion stellen und wie oben erwähnt mit gutem Beispiel vorangegan-
gen sind. Es wäre deshalb wünschenswert, wenn dies sich im Bereich der Ersatzschulfinanzierung, 
Genehmigungspraxis von Schulen und Lehrerstellen und der Zusammenarbeit mit den Behörden wie-
derspiegeln wird. Es wäre weiterhin wünschenswert, wenn Anpassungen im Förderschulsystem nicht 
lediglich aus Kostengründen erfolgen würden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
         
 

         
Petra Witt         Eva Lingen, MLE 
Vorsitzende         Geschäftsführung 


